
nicht nur in auf meine Person zielender Absicht verbreitet wor­
den sind.

Ich habe mich - das darf ich mit aller Deutlichkeit sagen - nicht 
um das Amt des Justizministers beworben, sondern ich bin von 
meiner Partei im Dezember 1989 und im März 1990, und hier 
nicht nur von meiner Partei, dringlich aufgefordert worden, die­
ses Amt zu übernehmen.

Ich habe selbstverständlich auch der ersten freigewählten 
Volkskammer gegenüber nicht die Tatsache verschwiegen, daß 
ich von 1967 bis 1972 bereits Justizminister gewesen bin. Jedem 
Abgeordneten lagen die entsprechenden Angaben vor der Wahl 
des Ministerrates schriftlich vor. Sie wurden nicht einmal als An­
laß zu einer der sonst zahlreichen Nachfragen im Plenum bei der 
Wahl des Ministerrates betrachtet. Es wurden sehr viele Anfra­
gen gestellt.

(Zwischenruf der Abg. Wollenberger, Bündnis 90/Grüne: Wir 
hatten nur drei Minuten Zeit und durften nicht mehr Fragen 
stellen. Wir haben damals angemeldet, daß es noch mehr Fragen 
gibt.)

Wir sprechen dann bitte heute darüber.

Die Kompetenzen des Ministeriums beschränkten sich zu je­
ner Zeit auf die Aufgaben der Justizverwaltung, die Leitung der 
Notariate, die Aufsicht über die Rechtsanwaltschaft, die interna-

onalen Rechtsbeziehungen und auf bestimmte Vorarbeiten für 
'-ede Gesetzgebung. Was das Strafrecht betrifft, so wurde mir bei 

der Amtsübernahme von Herrn Stoph definitiv erklärt, daß ich 
bei der Zuendeführung der Ausarbeitung des Strafgesetzbuches 
keine Aufgabe zu übernehmen habe, sondern dies allein meiner 
Vorgängerin obliege.

Daraus ergaben sich bereits erste Konflikte, die sich später bei 
der Abwehr von Versuchen der Verschärfung des politischen 
Strafrechts, die dann nach 1974 eingetreten ist, und auf vielen an­
deren Gebieten zuspitzten, und 1972, insbesondere im Zu­
sammenhang mit der sogenannten Überführung privater und 
halbstaatlicher Betriebe in Volkseigentum dazu führten, daß ich 
mit dem ausdrücklichen und nachweisbaren Vorwurf der Miß­
achtung von Beschlüssen des Politbüros und der führenden Rol­
le der SED aus allen leitenden Staats- und Parteifunktionen ent­
fernt und für 15 Jahre ins politische Abseits gestellt wurde.

Damit will ich keineswegs sagen, daß ich damals

(Zwischenruf einer Abgeordneten von Bündnis 90/Grüne: 
Mir kommen die Tränen.)

zum politischen Strafrecht die gleiche Position wie heute hatte.
/ich ich glaubte, in den Konfrontationen des Kalten Krieges 

"Partei ergreifen zu müssen und sah im politischen Strafrecht Re­
flexion und Bestandteil dieser Konfrontation.

In dieser Auffassung ist Schuld, und hier ist Schuld abzutra­
gen. Aber ich darf auch hinzufügen, ich habe erst dann wieder 
politische Verantwortung übernommen, als sich Ende der 80er 
Jahre die Reformkräfte in der damaligen LDPD zu regen began­
nen, und mich mit

(Heiterkeit bei Bündnis 90/Grüne)

- das ist ja historisch nun wohl unbestreitbar -

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

an ihre Spitze gestellt und dazu beigetragen habe, daß sich - und 
auch dies ist historische Wahrheit - die LDPD als einzige der da­
maligen Blockparteien vor der Wende deutlich und mit großer 
Resonanz oppositionell artikulierte.

(Gelächter und unverständliche Zurufe vorwiegend 
bei Bündnis 90/Grüne)

Meine Damen und Herren! Ich glaube also, daß sich meine - 
wenn ich das so sagen darf - politische Biographie nicht so nach­

teilig von der vieler anderer unterscheidet, die heute in unserem 
Lande hohe politische Verantwortung tragen,

(Beifall)

daß ich mich außerstande sehen müßte, die Rehabilitierung poli­
tisch - auch mittels des Strafrechts - Verfolgter mit Überzeu­
gung und Intensität voranbringen zu können - zumal ich selbst 
längere Zeit in Untersuchungshaft des Ministeriums für Staats­
sicherheit verbrachte, in der bekannten Haftanstalt, die mit U- 
Boot bezeichnet wird und in Hohenschönhausen gelegen ist. 
Dies darf ich noch hinzufügen. Und ich glaube, daß hier sehr bald 
Gelegenheit sein wird, im Hohen Hause nach Beratung im 
Ministerrat ein sehr ausgereiftes Rehabilitierungsgesetz, des­
sen 6. Fassung jetzt vorliegt, einbringen zu können.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und Liberalen)

Frau Wollenberger (Bündnis 90/Grüne):

Ich würde gern um die Beantwortung meiner Fragen bitten. 
Ich kann sie auch noch einmal stellen, falls Sie sie vergessen ha­
ben. Ich habe gefragt, wie Sie glaubwürdig die Rehabilitierung 
betreiben wollen. Dazu haben Sie nichts gesagt. Ich habe ge­
fragt, ob Sie diese Gesetze immer noch gut finden. Dazu haben 
Sie nichts gesagt. Und ich möchte noch fragen, ob Sie die ganze 
Zeit im Parteivorstand waren, ja oder nein, und wenn Sie dort 
waren, ob Sie das als politisches Abseits bezeichnen?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Also, wenn das eine richtige Zwischenfrage sein soll, muß sie 
vom Mikrofon aus gestellt werden.

Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Ich kann nicht sehen, daß die Frage nicht beantwortet worden 
ist. Ich habe über die Entstehung meiner persönlichen Haltung 
damals und heute zum politischen Strafrecht gesprochen. Ich 
denke nicht, daß es hier irgendwelcher Ergänzungen bedarf.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und Liberalen)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Zwei Nachfragen sind möglich. Bitte Herr Schulz, dann Frau 
Wollenberger.

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Eine Nachfrage von vielen, die möglich wären. Zu Ihrer Unter­
suchungshaft in der Untersuchungshaftanstalt der Staatssicher­
heit: Können Sie uns bitte erklären, wie man danach zu einem 
Jurastudium in der DDR gekommen ist - bei der restriktiven Zu­
lassung gerade zum Jurastudium in der DDR? Könnten Sie das 
hier glaubhaft verdeutlichen?

(Beifall vor allem bei der SPD)

Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Ich bin bei weitem nicht der einzige. Ich könnte Ihnen hier 
auch eine Reihe von Namen nennen, nicht nur von ehemaligen 
Untersuchungshäftlingen, sondern von zu langjährigen Frei­
heitsstrafen Verurteilten, die unmittelbar oder kurze Zeit da­
nach ein rechtswissenschaftliches Studium - meist wie auch ich 
in einem etwas mühseligen Wege des Fernstudiums - aufgenom- 
men haben. Eine solche Frage ist also nicht ungewöhnlich. Für 
mich gab es eigentlich nach den damaligen Erlebnissen sogar 
das Motiv, nach Möglichkeiten zu suchen, für mich und für ande­
re das abzuwenden, was mir geschehen ist, indem ich versuche, 
selbst in die rechtlichen Fragen tiefer einzudringen. Das war da­
mals ein möglicherweise illusionäres Motiv.
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